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Umgang der Bundeswehr mit Neonazis in ihren Reihen 
(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
auf Bundestagsdrucksache 18/2234) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Obwohl die Bundeswehr fast drei Viertel der in den Jahren 2010 bis 2012 
erkannten Neonazis nicht schnellstmöglich entlassen, sondern bis zum Ablauf 
ihrer Dienstzeit im Dienst belassen hat, sieht die Bundeswehr keine Veran- 
lassung, die gesetzlichen Möglichkeiten zur Entlassung rechtsextremer Sol- 
datinnenund Soldaten zu erweitern (vgl. Bundestagsdrucksachen 17/14670 und 
18/2234). 

Aus den Antworten der Bundesregierung auf bisherige Anfragen der Fragestel- 
ler geht nicht hervor, mit welchen disziplinarrechtlichen Maßnahmen und Ver- 
wendungseinschränkungen die Bundeswehr in der Vergangenheit im Einzelnen 
gegen die Neonazis in ihren Reihen vorgegangen ist. Es wird auch nicht deut- 
lich, wie sie gegen jene Soldatinnen und Soldaten vorgeht, die als Verursacher 
von rechtsextremen besonderen Vorkommnissen dem Wehrbeauftragten des 
Deutschen Bundestages gemeldet wurden. 

Die Fragesteller sind weiterhin der Ansicht, dass Neonazis in den Reihen der 
Bundeswehr nichts zu suchen haben dürfen. Vielmehr ist ihre schnellstmögliche 
Entlassung anzustreben. Solange dürfen sie weder Zugang zu Waffen noch 
Funktionen als Vorgesetzte haben. 

Besorgnis erregt bei den Fragestellern der Umstand, dass rund die Hälfte der 
rechtsextremen Vorkommnisse nicht etwa von frisch eingezogenen Soldatinnen 
und Soldaten verursacht werden, die womöglich unreif und unter spätpuber- 
tärem Stress stehend in einer neuen Umgebung Nazisprüche loslassen, sondern 
vielmehr von dienstälteren Bundeswehrangehörigen. In 25 der 58 gemeldeten 
Fällen sind die Verursacher schon zwei Jahre oder länger im Dienst. 

Es ist aus Sicht der Fragesteller recht unwahrscheinlich, dass Soldatinnen und 
Soldaten, die schon jahrelang im Dienst stehen, „über Nacht“ zu Nazis werden 
und „auf einmal“ ihre Ansicht äußern, es seien zu wenige Juden vergast worden 
oder Aufkleber über „Adolf Hitlers European Tour 1939-1945“ in ihrem Auto 
anbringen, Asylbewerber mit Feuerwerkskörpem und erhobenem rechten Arm 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Verteidigung vom 19. September 
2014 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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bedrohen. Hier muss vielmehr die Frage gestellt werden, ob diese Soldatinnen 
und Soldaten nicht aufgrund eines militärischen Korpsgeistes zu lange unbehel- 
ligt blieben. Womöglich sind allzuwenige Bundeswehrangehörige bereit, offen- 
siv gegen die „braunen Schafe“ in ihren Reihen anzugehen. Angesichts der 
gängigen Praxis, erkannte Nazis im Dienst zu belassen, kommt das schlechte 
Beispiel dafür von ganz oben. 

Da die Beantwortung einiger der nachfolgenden Fragen womöglich einen grö- 
ßeren Aufwand erfordert, erklären sich die Fragesteller mit einer Verlängerung 
der Antwortfrist einverstanden. 


1 . Wie viele weitere der vom Militärischen Abschirmdienst (MAD) im Jahr 
2013 aufgenommenen Verdachts fälle auf rechtsextreme Betätigung haben 
sich seit Erstellung der Bundestagsdrucksache 18/2234 „positiv“ bestätigt, 
sind also mit dem Ergebnis „erkannter Extremist“ abgeschlossen worden? 

Von den im Jahr 2013 neu aufgenommenen 309 Verdachtsfallbearbeitungen 
wurden bis zum 3. September 2014 — neben den in der Antwort der Bundes- 
regierung auf Bundestagsdracksache 18/2234 vom 30. Juli 2014 mitgeteilten 
drei Verdachtsfallen - keine weiteren mit dem Bearbeitungsergebnis „erkannter 
Extremist“ abgeschlossen. 

a) Wie viele dieser Verdachtsfälle wurden „negativ“ abgeschlossen, indem 
Sinne, dass sich der Verdacht nicht bestätigt hat? 

ln 143 Fällen hat sich der Verdacht nicht bestätigt. 

b) Wie viele dieser Verdachts fälle werden gegenwärtig noch geprüft? 
Derzeit werden noch 94 Verdachtsfälle bearbeitet. 


2. Teilt die Bundesregiemng grundsätzlich die Haltung der Fragesteller, er- 
kannte Neonazis, wie auch solche, die für rechtsextreme Vorfälle verantwort- 
lich sind, müssten schnellstmöglich entlassen werden und sofort vom Dienst 
an der Waffe und von Ausbildungsfunktionen abgezogen werden, und wenn 
ja, welche Schlussfolgemngen zieht sie daraus? 

Erkannten Rechtsextremisten in den Streitkräften wird der Dienst an der Waffe 
untersagt. Auch werden sie nicht als Ausbilder eingesetzt. Die Bundesregierang 
hält die bestehenden gesetzlichen Entlassungsmöglichkeiten für ausreichend. 


3 . Waram wurden, angesichts des Umstandes, dass der MAD ohnehin nur „ge- 
richtsfeste“ Hinweise übermittelt (vgl. Bundestagsdracksache 17/14670, 
Antwort zu Frage 6a), nicht alle der seit dem Jahr 2010 erkannten 79 Rechts- 
extremisten unverzüglich aus der Trappe entlassen bzw. ein gerichtliches 
Disziplinarverfahren zwecks Entlassung eingeleitet? 

Auf die Antwort der Bundesregierung zu Frage 8 der Kleinen Anfrage der Frak- 
tion DIE LINKE, vom 14. Juli 2014 (Bundestagsdracksache 18/2234) wird ver- 
wiesen. 

Eine Entlassung aus der Bundeswehr vor Ablauf der Verpflichtungszeit oder vor 
Ende der Dienstzeit als Berufssoldat ist nur bei Vorliegen der gesetzlichen Vo- 
raussetzungen möglich. Dies muss in jedem Einzelfall durch die zuständige 
Stelle geprüft werden. 
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In wie vielen Fällen war ein solches Verfahren eingeleitet, vom Gericht aber 
verworfen worden? 

Zu Anlass, Anzahl und Ausgang gerichtlicher Disziplinarverfahren werden 
keine statistischen Erhebungen durchgeführt, insbesondere keine, die schützens- 
werte Personendaten und Sachverhalte verknüpfen. 


4. Inwiefern ist die Tatsache, dass alle drei der im Jahr 2013 erkannten Neonazis 
vorzeitig aus der Bundeswehr entlassen worden sind, als Schlussfolgerung 
aus dem Umstand zu sehen, dass in der Vergangenheit nur ein Viertel der er- 
kannten Nazis vorzeitig entlassen wurden (also als Verschärfung des bundes- 
wehrintemen Vorgehens gegen Neonazis)? 

Eine entsprechende Schlussfolgerung kann nicht gezogen werden; auf die Ant- 
wort zu Frage 3 wird verwiesen. Bei erkannten Rechtsextremisten werden in je- 
dem Einzelfall immer dienstrechtliche Maßnahmen, auch die Entfernung aus 
dem Dienstverhältnis, geprüft. Die zahlenmäßige Erfassung der Entlassungen 
im Jahr 2013 ist keine Grundlage für eine Bewertung des Vorgehens gegen er- 
kannte Extremisten. 


5. Welche Maßnahmen hat die Bundeswehr jeweils im Einzelnen und zu 
welchem Zeitpunkt gegen jene Soldatinnen und Soldaten durchgeführt, die 
für rechtsextreme Vorfälle verantwortlich waren, die dem Wehrbeauftragten 
des Deutschen Bundestages in den Jahren 2012 und 2013 gemeldet worden 
sind (bitte möglichst anhand der Auflistungen in den Bundestagsdmcksachen 
17/14670 und 18/2234 vollständig aufschlüsseln und dabei auch angeben, 
inwiefern die betreffenden Soldaten weiterhin Zugang zu Waffen hatten, als 
Ausbilder eingesetzt worden sind oder als Vorgesetzte Befehle erteilen 
konnten sowie darlegen, wie lange nach dem Tatzeitpunkt die Soldaten 
noch im Dienst verblieben waren, und ob ihre Dienstzeit vorzeitig beendet 
wurde)? 

Auf die als Anlage beigefügten zwei Tabellen („Übersicht Meldungen über Be- 
sondere Vorkommnisse an den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages 
mit Verdacht auf rechtsextreme Betätigung in 2012 und 2013“) wird verwiesen. 
Detaillierte Einzelheiten liegen nicht in allen Fällen vor. Ergänzend wird auf die 
Antwort zu Frage 10 auf Bundestagsdrucksache 18/2234 verwiesen. 


6. Welche Maßnahmen hatte die Bundeswehr jeweils im Einzelnen und zu 
welchem Zeitpunkt gegen jene 79 Soldatinnen und Soldaten durchgeführt, 
die zwischen den Jahren 2010 und 2013 vom MAD als Rechtsextremisten 
erkannt worden waren (bitte möglichst vollständig aufschlüsseln und dabei 
auch angeben, inwiefern die betreffenden Soldaten weiterhin Zugang zu 
Waffen hatten, als Ausbilder eingesetzt worden sind oder als Vorgesetzte 
Befehle erteilen konnten sowie darlegen, wie lange nach der „Erkennung“ 
die Soldaten noch im Dienst verblieben waren, und ob ihre Dienstzeit vor- 
zeitig beendet wurde)? 

Auf die Antworten zu den Fragen 3 und 5 wird verwiesen. Informationen über 
Einzelmaßnahmen zu erkannten Rechtsextremisten werden statistisch nicht er- 
fasst. 
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7. Wie vielen dieser 79 Soldatinnen und Soldaten wurde bei ihrer Entlassung 
das reguläre Entlassungsgeld bzw. Übergangsbeihilfen ausbezahlt, und in- 
wiefern gilt das auch für die vorzeitig entlassenen Soldaten? 

Gehört die Kürzung oder Streichung dieser Gelder grundsätzlich zu den 
möglichen Maßnahmen gegen Rechtsextremisten in der Bundeswehr? 

Soldaten auf Zeit erhalten eine Dienstzeitversorgung, die sich grundsätzlich aus 
den laufenden Übergangsgebühmissen und einer einmaligen Übergangsbeihilfe 
zusammensetzt und deren Höhe nach den zurückgelegten Dienstzeiten gestaffelt 
ist. Übergangsgebühmisse werden bei einer Wehrdienstzeit von mindestens vier 
Jahren und Übergangsbeihilfe wird bei einer Wehrdienstzeit von mehr als sechs 
Monaten gezahlt, jedoch nur, wenn das Dienstverhältnis wegen 

a) Ablaufs der Zeit, für die die Soldatin oder der Soldat in dieses berufen ist, 
oder 

b) Dienstunfahigkeit 
endet. 

ln allen anderen Fällen, wie z. B. der Entfernung aus dem Dienstverhältnis, be- 
steht kein Anspruch auf Dienstzeitversorgung (§ 63 Absatz 1 der Wehrdiszipli- 
narordnung). 

Schwebt im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses gegen den Sol- 
daten auf Zeit ein Verfahren, das zum Verlust der Rechtsstellung oder zur Ent- 
lassung führen könnte, darf die Übergangsbeihilfe erst nach dem rechtskräftigen 
Abschluss des Verfahrens und nur dann gewährt werden, wenn kein Verlust der 
Dienstzeitversorgungsbezüge eingetreten ist. 

Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 6 verwiesen. 


8. Was genau versteht die Bundesregiemng unter dem Begriff „schwerwie- 
gender schuldhafter Verstoß gegen die politische Treuepflicht“ von Solda- 
tinnen und Soldaten, und welche der in den Berichten des Wehrbeauftragten 
genannten Vorkommnisse (vom „Hitlergmß“ bis zu rassistischen Beleidi- 
gungen von Flüchtlingen) sind ihrer Auffassung nach keine schwerwiegen- 
den Verstöße? 

Die Bundesregierang versteht unter dem Begriff „schwerwiegender schuldhaf- 
ter Verstoß gegen die politische Treuepflicht“ von Soldatinnen und Soldaten 
Dienstvergehen, die sich in besonders schwerer Weise gegen die Pflicht zum 
aktiven Eintreten für die freiheitliche demokratische Grandordnung der Bundes- 
republik Deutschland im Sinne von § 8 des Soldatengesetzes wenden, ln allen 
Fällen der Verletzung der Pflicht aus § 8 des Soldatengesetzes wird die Einlei- 
tung eines gerichtlichen Disziplinarverfahrens gemäß § 93 Absatz 1 der Wehr- 
disziplinarordnung geprüft. 

Die in den Berichten des Wehrbeauffragten des Deutschen Bundestages genann- 
ten Vorkommnisse können abhängig vom Ergebnis einer in jedem Einzelfall 
durchzuführenden Prüfung schwerwiegende schuldhafte Verstöße gegen die 
politische Treuepflicht darstellen. Dienstvergehen sind nach § 23 des Soldaten- 
gesetzes nur schuldhafte Verletzungen von Dienstpflichten. Die Schuld (im 
strafrechtlichen Sinne) einer Soldatin oder eines Soldaten, die oder der den Tat- 
bestand eines Dienstvergehens vorsätzlich oder fahrlässig verwirklicht hat, ist in 
jedem Einzelfall zu prüfen, insbesondere die Schuldfähigkeit im Sinne der §§20 
und 2 1 des Strafgesetzbuches. 
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9. In welchen der auf Bundestagsdrucksache 18/2234 aufgeführten Fälle, bei 
denen die verantwortlichen Soldaten das fünfte Dienstjahr bereits hinter 
sich hatten bzw. Berufssoldaten waren, hat die Bundeswehr ein gerichtli- 
ches Disziplinarverfahren zwecks Entlassung eingeleitet, und mit welchem 
Ergebnis? 

Warum hat sie in den anderen Fällen darauf verzichtet? 

Wie die als Anlage beigefügten Tabellen („Übersicht Meldungen über Beson- 
dere Vorkommnisse an den Wehrbeauftragten des Deutschen Bundestages mit 
Verdacht auf rechtsextreme Betätigung in 2012 und 2013“) zeigen, werden ge- 
meldete Besondere Vorkommnisse ohne Personendaten aufgelistet. 

Ergänzend wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen. 



Übersicht Meldungen über Besondere Vorkommnisse an den WBdBT mit Verdacht auf rechtsextreme Betätigung 2012 Anlage zu Pari Sts bei der Bundes- 

ministerin der Verteidigung Grübel 
1880022-V56 vom 19. September 2014 
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